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A:  Frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 4 (1) BauGB 
 

Nr. Anregung  Abwägung 

1. Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege (29.12.2025)   

1.1 sowohl im Wirkungsbereich der Teiländerungsbereiche A „Peerort – Ost“ 
und B „Hofkoppeln – Ost“ als auch im Wirkungsbereich des Anpassungs-
bereiches C „Grünfläche Viehdüpegraben“, im Zusammenhang des oben 
genannten Vorhabens, sind zurzeit keine Bodenfunde bekannt. Gegen das 
Vorhaben bestehen aus denkmalfachlicher Sicht daher keine Bedenken. 
Veränderungen oder nicht vorliegende Informationen zu o.g. Verfahren 
können eine abweichende Einschätzung bedeuten und bedürfen daher 
einer neuen Stellungnahme. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

1.2 Auf die Anzeigepflicht von Kulturdenkmalen (§ 14 NDSchG) wird hiermit 
nochmal ausdrücklich hingewiesen. Sachen oder Spuren, bei denen An-
lass zu der Annahme gegeben ist, dass sie Kulturdenkmale sind (Boden-
funde), sind unverzüglich der Gemeinde oder einem Beauftragten für die 
archäologische Denkmalpflege (gem. § 22 NDSchG) anzuzeigen. 

 Wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis wird in Abschnitt 10 der Be-
gründung aufgenommen. 

    

2. Landkreis Lüneburg (22.01.2026)   

2.1 Regionalplanung (FD Regional- und Bauleitplanung)   

2.1.1 Im derzeit gültigen RROP 2003, i. d. Fassung der 1. Änderung von 2010, 
wird der Ort Radbruch gemäß Ziffer 2.1 12 mit der Schwerpunktaufgabe 
„Sicherung vorhandener Infrastruktur“ festgelegt. Der Grundschulneubau 
bringt positive Standorteffekte mit sich, weshalb er grundsätzlich begrüßt 
wird. Gemäß gültigem RROP grenzt die Fläche für den beabsichtigten 
Grundschulstandort im Teiländerungsbereich B an die Kreisstraße 42, die 
als Vorranggebiet Straße von regionaler Bedeutung und Vorranggebiet 
Regional bedeutsamer Wanderweg (Typ: Rad fahren) regionalplanerisch 
gesichert ist, sowie an ein Vorranggebiet Natura 2000. Diese Ziele der 
Raumordnung sind bei der Planung zu beachten und ihre Einhaltung in der 
Begründung darzulegen. 

 Wird beachtet. Die Kreisstraße 42 wird durch die Planung in Ihrer Funktion 
nicht beeinträchtigt. Für den entsprechenden Bebauungsplan Nr. 27, der im 
Parallelverfahren aufgestellt wird, liegt eine Verkehrsuntersuchung vor. 
Diese stellt fest, dass sich durch das geplante Wohngebiet „Hofkoppeln“ 
sowie die vorgesehene 2-zügige Grundschule ein werktäglicher Neuverkehr 
von ca. 640 Kfz/24h ergibt. Die neue Anbindung des Plangebietes an die 
Bardowicker Straße kann den Verkehr im vorfahrtsgeregelten Zustand leis-
tungsfähig sehr gut aufnehmen, auch das weitere angrenzende Straßen-
netz weist dafür ausreichende Kapazitäten auf.  
 
Es liegen keine Anhaltspunkte für eine mögliche Beeinträchtigung des regi-
onal bedeutsamen Radwanderwegs entlang der Kreisstraße vor. Der neue 
Schulstandort ermöglicht potenziell die Einrichtung einer Geschwindigkeits-
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reduzierung auf 30 km/h. Hiervon kann auch der Radverkehr profitieren. 
 
Das Natura 2000 - Gebiet (FFH-Gebiet „Gewässersystem der Luhe und 
unteren Neetze“) weist einen Mindestabstand von 60 m zum Plangebiet auf. 
Zwischen Natura 2000 – Gebiet und dem Plangebiet befinden sich zudem 
vorbestehende bauliche Nutzungen. Es liegen daher keine Anhaltspunkte 
für mögliche planungsbedingte Auswirkungen vor. 
 
Die Begründung wird in Abschnitt 5.1 ergänzt. 

    

2.1.2 Einer Wohnflächenausweisung über den Eigenbedarf hinaus aufgrund der 
Schwerpunktaufgabe „Sicherung vorhandener Infrastruktur“ gemäß 2.1 12 
kann nicht gefolgt werden. Voraussetzung der Anwendung dieser Rege-
lung ist, dass eine Einwohnerentwicklung über die Eigenentwicklung hin-
aus erst die Tragfähigkeit der Einrichtung – hier der Grundschule – sichert. 
Da es bei der Grundschule laut Begründung eher um eine Erweiterung auf 
eine dauerhafte Zweizügigkeit geht, ist der Bestand der Grundschule als 
solcher offenbar nicht gefährdet. Daher ist die Eigenentwicklungsregelung 
nach 2.1 14 RROP anzuwenden. Nach den hier vorliegenden Einwohner-
zahlen mit Stand 30.06.2023 hatte der Ortsteil Radbruch 2.294 Einwohner. 
Bei angenommenen 2,2 Einwohnern je Haushalt ergibt sich unter Anwen-
dung der 3%-Regelung eine zulässige Ausweisung von Wohnflächen für 
rechnerisch 31,3 Wohneinheiten. Es kann ein zweiter Bauabschnitt in glei-
chem Umfang vorgesehen werden, sofern eine Nachfrage von Ortsansäs-
sigen über einen ersten Bauabschnitt hinaus begründet werden kann. Die 
Einhaltung der Regelung ist sicherzustellen und darzulegen. 

 Wird wie folgt beachtet: Mit der 43. Änderung des Flächennutzungsplans 
werden für die Plangebiete „Hofkoppeln – Ost“ und „Peerort – Ost“ Wohn-
bauflächen in einer Größenordnung von 2,7 ha und 0,8 ha ausgewiesen. 
Der 3. Entwurf des RROP 2025 stuft Radbruch als besonders geeigneten 
wohnbaulichen Siedlungsschwerpunkt (W1-Standort) ein und sieht für die 
Gemeinde ein Flächenkontingent für die Wohnbauflächenentwicklung von 
4,72 ha / 10 Jahre vor. Mit den beiden Entwicklungsflächen wird das 10-
Jahreskontingent der Gemeinde somit eingehalten und der Umfang der 
wohnbaulichen Entwicklung ist mit den Zielen und Grundsätzen des RROP 
2025 vereinbar. Es verbleibt ein Flächenkontingent von ca. 1,22 ha für wei-
tere wohnbauliche Entwicklungen innerhalb der kommenden 10 Jahre. Da 
das neue RROP zwar beschlossen aber aufgrund der noch ausstehenden 
Genehmigung noch nicht wirksam ist, soll durch einen städtebaulichen Ver-
trag eine abschnittsweise Vermarktung der geplanten Wohngrundstücke 
rechtsverbindlich gesichert, bis das neue RROP in Kraft ist. Auf diese Wei-
se wird auch die Eigenentwicklungsregelung des derzeit anzuwendenden 
RROP 2003 beachtet. Die Entwicklung wird bis zur Wirksamkeit des RROP 
2025 auf maximal 31 Wohneinheiten / Jahr beschränkt. Dies entspricht der 
nach 2.1 14 RROP unbeachtlichen Wohnflächenausweisung von weniger 
als 3 % der bestehenden Anzahl an Wohneinheiten in der Gemeinde. Die 
Begründung wird in Abschnitt 5.1 ergänzt. 

    

2.1.3 Im Hinblick auf die Ausrichtung der gemeindlichen Entwicklung an den 
demografischen Erfordernissen (RROP 2003, Satz 1.1 01) ist es wün-
schenswert, dass die Begründung um Angaben zur Qualität und Quantität 
der Wohngebäude in den Teiländerungsbereichen ergänzt wird. Gemäß 

 Wird beachtet. An beiden wohnbaulichen Entwicklungsstandorten ist eine 
Mischung unterschiedlicher Gebäudetypologien vorgesehen, um den unter-
schiedlichen Bedarfen an Wohnraum gerecht zu werden. Diese Mischung 
umfasst zweigeschossige Mehrfamilienhäuser, zweigeschossige Reihen-
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Ziffer 1.1 03 ist die kommunale Bauleitplanung darauf auszurichten, kom-
pakte Bebauungs- und Siedlungsstrukturen sowie die Innenentwicklung zu 
fördern; entsprechende Darlegungen sind in der Begründung bislang nicht 
enthalten. 

häuser, sowie Einzel- und Doppelhäuser und barrierearme Bungalows. 
Auch das Angebot von Grundstücken für kleine Modulhäuser (Tiny Houses) 
ist vorgesehen, sofern sich hierfür eine ausreichende Nachfrage bestätigt. 
Durch dieses breite Angebot unterschiedlicher Typologien wird auch den 
besonderen Bedarfen an Wohnraum in kleineren und mittleren Wohneinhei-
ten, im Bereich des seniorengerechten und barrierearmen Wohnens und 
des bezahlbaren Wohnens Rechnung getragen. Die Änderungsbereiche 
bieten dabei das Potenzial für die Entwicklung von etwa 50 Wohneinheiten 
im Teiländerungsbereich A und von etwa 120 Wohneinheiten im Teilände-
rungsbereich B. 
 
Das städtebauliche Konzept ermöglicht eine kompakte Siedlungsstruktur, 
die sich gleichzeitig in das aufgelockerte bestehende Siedlungsbild der 
Gemeinde Radbruch einfügt. Durch die Umnutzung vormaliger Sportplatz-
flächen im Bereich „Hofkoppeln – Ost“ und durch den städtebaulichen Lü-
ckenschluss im Bereich „Peerort – Ost“ wird auf baulich vorgeprägte Flä-
chen im bestehenden Siedlungszusammenhang zurückgegriffen. Der bauli-
che Vorstoß in die offene Landschaft mit entsprechenden Folgen für Natur 
und Landschaft kann so vermieden werden.  
 
Die Begründung wird in Abschnitt 6.1 ergänzt. 

    

2.1.4 Gemäß 3.1.1 01 ist der jährliche Verbrauch an Wohnsiedlungsflächen der 
Samtgemeinde Bardowick auf durchschnittlich 4,56 ha pro Jahr zu 
begrenzen. Dies ist in der Begründung abzuarbeiten 

 Wird beachtet. Mit der 43. Änderung des Flächennutzungsplans werden für 
die Plangebiete „Hofkoppeln – Ost“ und „Peerort – Ost“ Wohnbauflächen in 
einer Größenordnung von 2,7 ha und 0,8 ha ausgewiesen. Damit wird die 
jährlich zulässige Flächenbeanspruchung für wohnbauliche Entwicklungen 
in der Samtgemeinde Bardowick unterschritten. Aufgrund der ansonsten 
zurückhaltenden wohnbaulichen Entwicklungstätigkeit in der Samtgemeinde 
in den letzten Jahren wird das Flächensparziel des Raumordnungspro-
gramms auch unter Einbeziehung sonstiger wohnbaulicher Entwicklungen 
in den übrigen Mitgliedsgemeinden deutlich eingehalten. Die Begründung 
wird in Abschnitt 5.1 ergänzt. 

    

2.1.5 Das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Lüneburg be-
findet sich in der Neuaufstellung (RROP 2025). Ich weise weiterhin darauf 
hin, dass zum Abschluss des Verfahrens zur Flächennutzungsplanände-

 Wird beachtet. Der 3. Entwurf des RROP 2025 stuft Radbruch als beson-
ders geeigneten wohnbaulichen Siedlungsschwerpunkt (W1-Standort) ein 
und sieht für die Gemeinde ein Flächenkontingent für die Wohnbauflächen-



Samtgemeinde Bardowick  Seite 4 
43. Änderung des Flächennutzungsplans 
Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge | Frühzeitige Beteiligung gemäß § 4 (1) BauGB und § 3 (1) BauGB  

Planungsbüro Patt, 9.Juni 2026 

Nr. Anregung  Abwägung 

rung sicherzustellen ist, dass die dann gültigen Ziele und Grundsätze der 
Raumordnung in der Begründung abgearbeitet und beachtet bzw. berück-
sichtigt werden. Aufgrund des fortgeschrittenen Planungsstands der RROP 
2025 sollte diesbezüglich insbesondere die Einhaltung der Steuerung der 
Wohnbauflächenentwicklung nach 2.1.2 03 RROP 2025 geprüft und darge-
legt werden. 

entwicklung von 4,72 ha / 10 Jahre vor. Mit der parallelen 43. Änderung des 
Flächennutzungsplans werden für die Plangebiete „Hofkoppeln – Ost“ und 
Peerort – Ost“ Wohnbauflächen in einer Größenordnung von 2,7 ha und 0,8 
ha ausgewiesen. Damit wird der besonderen Funktion als geeigneter 
wohnbaulicher Siedlungsschwerpunkt Rechnung getragen. Das 10-
Jahreskontingent wird durch beide Entwicklungsflächen mit insgesamt 3,5 
ha ausgeschöpft, sodass ein Flächenkontingent von ca. 1,22 ha für weitere 
wohnbauliche Entwicklungen innerhalb der kommenden 10 Jahre verbleibt. 
Die raumordnerischen Vorgaben zur Wohnbauflächenentwicklung des 3. 
Entwurfs des RROP 2025 sind somit beachtet. 
 
Im Übrigen weist der 3. Entwurf des RROP 2025 Teile des Änderungsbe-
reichs B als Vorbehaltsgebiet Biotopverbund aus. Dies betrifft im Wesentli-
chen die bestehenden Sportplatzflächen. Aufgrund der baulichen Vorbelas-
tung und der Möglichkeit die wohnbauliche Entwicklung auf diese vorbelas-
teten Flächen zu konzentrieren, anstatt an anderer Stelle in die offene 
Landschaft vorzustoßen, wird die vorgesehene Entwicklung auch Hinsicht-
lich der Auswirkungen auf Natur und Landschaft als vertretbar bewertet. 
Bestehende Grünstrukturen, insbesondere Baumreihen und Gehölzgrup-
pen, bleiben weitgehend erhalten und werden in das Bebauungskonzept 
integriert.  
 
Die Kreisstraße im Süden des Teiländerungsbereichs B wird im 3. Entwurf 
des RROP als Vorranggebiet Straße von regionaler Bedeutung und Vor-
ranggebiet Radschnellverbindung ausgewiesen. Es liegen keine Anhalts-
punkte für eine mögliche Beeinträchtigung des Radverkehrs entlang der 
Kreisstraße vor. Der neue Schulstandort ermöglicht potenziell die Einrich-
tung einer Geschwindigkeitsreduzierung auf 30 km/h. Hiervon kann auch 
der Radverkehr profitieren. Die Kreisstraße 42 wird durch die Planung in 
ihrer Funktion nicht beeinträchtigt. Für den Bauleitplan liegt eine Verkehrs-
untersuchung vor. Diese stellt fest, dass sich durch das geplante Wohnge-
biet „Hofkoppeln“ sowie die vorgesehene 2-zügige Grundschule ein werk-
täglicher Neuverkehr von ca. 640 Kfz/24h ergibt. Die neue Anbindung des 
Plangebietes an die Bardowicker Straße kann den Verkehr im vorfahrtsge-
regelten Zustand leistungsfähig sehr gut aufnehmen, auch das weitere an-
grenzende Straßennetz weist dafür ausreichende Kapazitäten auf. 
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Auch im Teiländerungsbereich A wird in dem bereits beschlossenen aber 
noch nicht in Kraft getretenen RROP 2025 ein Vorbehaltsgebiet Biotopver-
bund ausgewiesen. Aufgrund der baulichen Vorprägung des Plangebiets 
und der Möglichkeit eines städtebaulichen Lückenschlusses zwischen den 
wohnbaulich geprägten Bereichen im Westen und Süden des Geltungsbe-
reichs und dem neuen Sport- und Bürgerpark im Osten wird die vorgesehe-
ne Entwicklung auch hinsichtlich der Auswirkungen auf Natur und Land-
schaft als vertretbar bewertet. Die Entwicklung erfolgt innerhalb des beste-
henden Siedlungsgefüges, sodass der Vorstoß in die offene Landschaft an 
den Siedlungsrändern vermieden werden kann. Bestehende Grünstruktu-
ren, insbesondere Baumreihen und Gehölzgruppen, bleiben weitgehend 
erhalten und werden in das Bebauungskonzept integriert.  
 
Die Bahnstrecke zwischen Hamburg und Lüneburg, welche im Norden an 
den Teiländerungsbereich A grenzt, ist im 3. Entwurf des RROP als Vor-
ranggebiet Haupteisenbahnstrecke ausgewiesen. Um eine Beeinträchti-
gung dieser Funktion auszuschließen und gesunde Wohnverhältnisse si-
cherzustellen, werden in der verbindlichen Bauleitplanung, soweit erforder-
lich, rechtsverbindliche Vorgaben zum Schallschutz verankert.  
 
Die Begründung wird in Abschnitt 5.2 ergänzt. 

    

2.2 Bauordnung (FD Bauen – 60.21)   

2.2.1 Aus Sicht der Unteren Bauaufsicht bestehen keine Bedenken.  Wird zur Kenntnis genommen. 

    

2.3 Bodendenkmalschutz (FD Umwelt)   

2.3.1 Nach Benehmensherstellung mit dem Niedersächsischen Landesamt für 
Denkmalpflege, Regionalreferat Lüneburg (Archäologie) wird folgende 
Stellungnahme als Untere Denkmalschutzbehörde (UDSchB) abgegeben: 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

2.3.2 Sowohl im Wirkungsbereich der Teiländerungsbereiche A „Peerort – Ost“ 
und B „Hofkoppeln – Ost“ als auch im Wirkungsbereich des Anpassungs-
bereiches C „Grünfläche Viehdüpegraben“, im Zusammenhang des oben 
genannten Vorhabens, sind zurzeit keine Bodenfunde bekannt. Gegen das 
Vorhaben bestehen aus denkmalfachlicher Sicht daher keine Bedenken. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 
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Veränderungen oder nicht vorliegende Informationen zu o.g. Verfahren 
können eine abweichende Einschätzung bedeuten und bedürfen daher 
einer neuen Stellungnahme (AZ A4_2512607). 

    

2.3.3 Auf die Anzeigepflicht von Kulturdenkmalen (§ 14 NDSchG) wird hiermit 
nochmal ausdrücklich hingewiesen. Sachen oder Spuren, bei denen An-
lass zu der Annahme gegeben ist, dass sie Kulturdenkmale sind (Boden-
funde), sind unverzüglich der Gemeinde oder einem Beauftragten für die 
archäologische Denkmalpflege (gem. § 22 NDSchG) anzuzeigen. 

 Wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis wird in Abschnitt 10 der Be-
gründung aufgenommen. 

    

2.4 Natur- und Landschaftsschutz (FD Umwelt)   

2.4.1 Zu den Hinweisen in Kapitel 8.5 „Naturschutzfachliche 
Umweltauswirkungen“ und Kapitel 9 „Eingriffsregelung und 
Ausgleichsmaßnahmen“, dass die Unterlagen (Umweltbericht und 
Eingriffsregelung) im nächsten Verfahrensschritt ergänzt werden und eine 
detaillierte Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung auf Ebene der 
Bauleitplanung erfolgt, weise ich darauf hin, dass auch auf Ebene des F-
Plans die Eingriffsregelung des § 1a Abs. 3 BauGB überschlägig 
abzuarbeiten ist: Der vorbereitete Eingriff ist grob zu bilanzieren und es 
sind konkrete Flächen zu benennen, auf denen das ermittelte Defizit 
ausgeglichen werden könnte, um die Umsetzbarkeit und damit die 
Erforderlichkeit der vorliegenden Änderung des F-Plans zu belegen. 
Gleiches gilt für die Ausführungen zum Artenschutz (§ 44 BNatSchG): 
Auch hier ist der Ebene der F-Planung entsprechend darzulegen, dass 
artenschutzrechtliche Tatbestände der Planung nicht entgegenstehen und 
dass keine ungelösten Konflikte auf die Ebene der B-Planung verlagert 
werden. 

 Wird beachtet. Eine überschlägige Eingriffsbilanzierung ist zwischenzeitlich 
erfolgt und in Abschnitt 9.1 der Begründung dargelegt. Eine Beschreibung 
der geeigneten Ausgleichsmaßnahmen erfolgt in Abschnitt 9.2 der Begrün-
dung. Eine Beschreibung der Ergebnisse der vorliegenden Artenschutzgut-
achten und der erforderlichen artenschutzfachlichen Maßnahmen erfolgt in 
Abschnitt 9.3 der Begründung.  

    

2.4.2 Zudem weise ich darauf hin, dass bereits bestehende 
Kompensationsmaßnahmen aus rechtskräftigen Bauleitplanungen und 
Projekten beachtet werden sollten. 

 Wird beachtet. 

    

2.5 Wald (FD Umwelt)   

2.5.1 Wald ist von den Planungen nicht betroffen.  Wird zur Kenntnis genommen. 
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2.6 Wasserwirtschaft (FD Umwelt, 61.30)   

2.6.1 Oberflächenentwässerung: Es liegen keine Angaben zu Boden- und 
Grundwasserverhältnissen vor. Spätestens auf der nachfolgenden 
Planungsebene ist anhand der vorhandenen Bodenverhältnisse und 
Grundwasserstände zu prüfen, Daher sind auf Maßnahmen zur 
Oberflächenentwässerung detaillierter abzuhandeln. Bei der Wahl der 
Versickerungsmethode sind die zu berücksichtigen. Letztere können ggfls. 
Hoch sein. Die Boden- und Grundwasserverhältnisse sind daher bereits im 
Vorwege jeweils durch Baugrundgutachten untersuchen zu lassen. 
Voraussetzung für die schadlose Oberflächenentwässerung ist eine 
Mindestsickerstrecke von 1,00 m (gerechnet von der Unterkante der 
Versickerungsanlagen bis zum mittleren höchsten Grundwasser). 

 Wird beachtet. Für beide wohnbaulichen Entwicklungsflächen liegen ent-
sprechende Baugrunduntersuchungen vor. Die ermittelten Grundwasser-
stände und Durchlässigkeitsbeiwerte der Böden stehen einer Versickerung 
von anfallendem Niederschlagswasser nicht entgegen. Die Ergebnisse 
werden im Rahmen der weiteren technischen Erschließungsplanung be-
rücksichtigt.  

    

2.6.2 Gewässer: Im Bereich des Viehdüpegrabens ist § 5 Abs. 2 der Verordnung 
über die Unterhaltung und die Schau der Gewässer III. Ordnung für das 
Gebiet des Landkreises Lüneburg zu beachten (Gewässerunterhaltungs- 
Verordnung). Gemäß der Verordnung sind Böschungen und ein 
Schutzstreifen von 5,00 m Breite längs des Gewässers von baulichen 
Anlagen, Bäumen, Sträuchern, Hecken und dergl. freizuhalten. 

 Wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis wird in Abschnitt 10 der Be-
gründung aufgenommen. 

    

2.7 Immissionsschutz (FD Umwelt)   

2.7.1 Teiländerungsbereich A – Peerort – Ost: Im geplanten Wohngebiet sind die 
Immissionsrichtwerte für Geräusche einzuhalten. Da sich angrenzend zum 
geplanten Wohngebiet eine Bahnstrecke, ein Parkplatz und ein Sportpark 
befinden, ist die Eignung zum Wohngebiet anhand einer schalltechnischen 
Untersuchung nachzuweisen. In der Schallprognose ist auch die geplante 
Schießanlage zu berücksichtigen. 

 Wird beachtet. In Zuge der verbindlichen Bauleitplanung (B-Plan) werden 
die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchungen berücksichtigt und 
soweit erforderlich verbindliche Vorgaben zum Schallschutz gemacht, um 
gesunde Wohnverhältnisse sicherzustellen und die bestehenden Nutzun-
gen (Bahnbetrieb, Sportpark, Parkplatz) nicht einzuschränken.  

    

2.7.2 Teiländerungsbereich B – Hofkoppeln – Ost: Aus Sicht des 
Immissionsschutzes bestehen keine Bedenken gegen die Änderung des F-
Plans. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

2.7.3 Anpassungsbereich C: Das nördlichste Wohngebiet im Anpassungsbereich  Wird zur Kenntnis genommen. Der in der Anregung benannte Bereich wur-



Samtgemeinde Bardowick  Seite 8 
43. Änderung des Flächennutzungsplans 
Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge | Frühzeitige Beteiligung gemäß § 4 (1) BauGB und § 3 (1) BauGB  

Planungsbüro Patt, 9.Juni 2026 

Nr. Anregung  Abwägung 

C1, angrenzend zu Parkplatz ist ebenfalls schalltechnisch zu bewerten. 
Ansonsten bestehen aus Sicht des Immissionsschutzes keine Bedenken. 

de bereits rechtkräftig überplant. Es erfolgt lediglich eine Anpassung des 
Flächennutzungsplans im Wege der Berichtigung gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 
BauGB.  

    

2.8 Bodenschutz (FD Umwelt)   

2.8.1 Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken.  Wird zur Kenntnis genommen. 

    

2.9 Klimaschutz (FD Klimaschutz, Kreisentwicklung, Wirtschaft)   

2.9.1 Es ist zu beachten, dass in Teilen des Plangebiets gemäß den 
Starkregengefahrenkarten des Bundesamts für Kartographie und Geodäsie 
(BKG) (verfügbar unter geoportal.de) im Falle eines Starkregenereignisses 
eine außergewöhnliche Überflutungstiefe sowie eine erhöhte 
Fließgeschwindigkeit auftreten können. Es wird daher empfohlen, eine 
Untersuchung der örtlichen Gegebenheiten durchzuführen und 
Maßnahmen zur Starkregenvorsorge frühzeitig mit zu planen, bevor 
Bauvorhaben umgesetzt werden. 
 

 Die Anregungen werden wie folgt beachtet. Die Starkregengefahrenkarten 
des Bundesamts für Kartographie und Geodäsie (BKG) stellen im Falle 
eines außergewöhnlichen Niederschlagsereignisses (100-jährlich) in den 
Änderungsbereichen A und B Überflutungstiefen der niedrigsten Kategorien 
(überwiegend <10 cm und in keinen Teilflächen 10 - <30 cm) dar. Gleiches 
gilt für die Fließgeschwindigkeiten im Falle eines außergewöhnlichen Nie-
derschlagsereignisses. Hier werden überwiegend Fließgeschwindigkeiten 
von unter 0,2 m/s ermittelt. Damit liegt in den Änderungsbereichen im Ver-
gleich zum übrigen Gemeindegebiet und insbesondere auch im Vergleich 
mit dem übrigen Landkreis eine durchschnittliche bis unterdurchschnittliche 
Gefährdungslage vor und eine wohnbauliche Entwicklung wird als vertret-
bar bewertet. Trotz der geringen Gefährdungslage sehen die parallelen 
Bebauungspläne Nr. 9 und Nr. 27 Maßnahmen zur Regelung und Verbes-
serung des Wasserabflusses bzw. der Niederschlagswasserversickerung 
vor. Insbesondere erfolgt mit den festgesetzten Grundflächenzahlen (GRZ) 
eine Begrenzung der versiegelbaren Fläche. Darüber hinaus wird eine vor-
rangige Versickerung von anfallendem Niederschlagswasser vorgegeben 
und es werden Vorgaben zur wasserdurchlässigen Ausführung von Stell-
plätzen gemacht. Die Begründung wird in Abschnitt 5.5 ergänzt. 

    

2.10 Straßenverkehr (FD Verkehrsangelegenheiten und Bußgeldstelle)   

2.10.1 Aus straßenverkehrsrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken.  Wird zur Kenntnis genommen. 

    

2.10.2 Hinweis: Aus derzeitiger Sicht bestehen keine Bedenken. Bei einer weiter 
voranschreitenden Planung ist die Anbindung der geplanten Grundschule 
an die Bardowicker Straße (K42) und eventuelle Querungsmöglichkeiten 

 Wird beachtet. Im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung (B-Plan) erfolgt 
eine detailliertere Planung der Verkehrsflächen an der Bardowicker Straße, 
um die Verkehrssicherheit insbesondere auch für Schülerinnen und Schüler 
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der K42 insbesondere für die Schulkinder mit der Straßenverkehrsbehörde 
des Landkreises Lüneburg und dem Betrieb für Straßenbau- und 
unterhaltung als Straßenbaulastträgerin abzustimmen. 

sicherzustellen. Mögliche Maßnahmen werden in einem Abstimmungster-
min mit dem Betrieb Straßenbau und -unterhaltung und der Polizei am 
17.06.2026 erörtert. 

    

2.11 ÖPNV (FD Mobilität)   

2.11.1 Der Flächennutzungsplan hat lediglich vorbereitenden Charakter und 
begründet i. d. R. keine bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben. 
Belange des straßengebundenen ÖPNV sind daher nicht betroffen. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

2.12 Radverkehr (FD Mobilität)   

2.12.1 Belange der Radverkehrskoordination sind nicht betroffen.  Wird zur Kenntnis genommen. 

    

2.13 Gesundheit (FD Gesundheit)   

2.13.1 Das Gesundheitsamt des Landkreises Lüneburg nimmt als Träger 
öffentlicher Belange zu der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung 
Stellung. Die Stellungnahme erfolgt auf Grundlage von § 6 NGöGD in 
Verbindung mit § 4 Abs. 1 BauGB. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

2.13.2 Nach § 6 NGöGD wirkt das Gesundheitsamt auf die Verhütung und 
Beseitigung von Gesundheitsgefährdungen hin, die auf Umwelteinflüssen 
beruhen. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

2.13.3 Gesundheitliche Bewertung aus Sicht des umweltbezogenen 
Gesundheitsschutzes; Das Gesundheitsamt bewertet die geplante 
Flächennutzungsplanänderung aus grundsätzlicher Perspektive als 
geeignet, sofern folgende Belange bei der nachfolgenden verbindlichen 
Bauleitplanung berücksichtigt werden: 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

2.13.4 1. Lärmschutz: Teiländerungsbereich A (Peerort-Ost): Die geplante 
Wohnbebauung liegt in unmittelbarer Nähe zur stark frequentierten 
Bahnstrecke; trotz bestehender Lärmschutzwand sind Lärmkonflikte 
möglich. Teiländerungsbereich B (Schulstandort „An der 
Roddau"/Hofkoppeln-Ost): Der Standort kann über die Bardowicker Straße 

 Wird beachtet. Im Zuge der parallelen B-Planverfahren erfolgen schalltech-
nische Untersuchungen, um gesunde Wohnverhältnisse sicherzustellen und 
bestehende Nutzungen nicht einzuschränken. Im Zug de der Bebauungs-
pläne werden auf dieser Grundlage, sofern erforderlich, verbindliche Vorga-
ben zum Schallschutz gemacht. 
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erschlossen werden, wodurch Lärmkonflikte durch Bring- und Holverkehr in 
Wohngebieten minimiert werden. Hinweis: Im Bebauungsplanverfahren 
werden eine schalltechnische Untersuchung und ein Lärmschutzkonzept 
empfohlen. 

    

2.13.5 2. Klimaanpassung und Außenbereichsqualität (Schule): Für die geplante 
Ganztagsgrundschule ist eine klimaangepasste Gestaltung mit 
ausreichender Verschattung und Grünanteil erforderlich, um 
Hitzebelastungen zu begrenzen und nutzbare Aufenthalts- und 
Spielflächen zu sichern. Hinweis: Im Bebauungsplan sollten Festsetzungen 
bzw. Hinweise zur Begrünung, Verschattung und klimaangepassten 
Freiraumgestaltung aufgenommen werden. 

 Wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise beziehen sich auf die paralle-
len Bebauungspläne bzw. die Objektplanung. Im Zuge der parallelen ver-
bindlichen Bauleitplanung werden verbindliche Festsetzungen zu Grünflä-
chen und zur Erhaltung von Bäumen vorgesehen. 

    

2.13.6 3. Innenraumluftqualität (Schulgebäude): Für einen zweizügigen 
Ganztagsbetrieb ist ein tragfähiges Lüftungskonzept (Fensterlüftung und 
ggf. raumlufttechnische Anlagen) wichtig, um eine gute Raumluftqualität 
sicherzustellen. Hinweis: Die Anforderungen an Lüftung und 
Raumluftqualität sind bei der Gebäudeplanung im Rahmen des späteren 
Bauvorhabens zu berücksichtigen. 

 Wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise beziehen sich auf die nachge-
lagerte Objektplanung für das Schulgebäude. 

    

2.13.7 4. Bodenbelange: Für Schul- und Spielflächen ist ein schadstoffarmer 
Boden besonders wichtig. Hinweis: Sofern frühere Nutzungen Anlass zur 
Sorge geben, wird empfohlen, im weiteren Verfahren eine orientierende 
Bodenuntersuchung vorzusehen. 

 Wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise beziehen sich auf die nachge-
lagerte Objektplanung für das Schulgebäude. 

    

2.13.8 5. Schulwegsicherheit und Erreichbarkeit: Die Standortanalyse hebt die 
gute Erreichbarkeit des Schulstandorts per Fuß-/Radverkehr und ÖPNV 
sowie die Erschließbarkeit über die Bardowicker Straße hervor. Hinweis: 
Im Bebauungsplan ist ein Schulwegsicherheitskonzept zu berücksichtigen 
(Fuß- und Radwege, Querungsstellen, Organisation des Bring- und 
Holverkehrs). 

 Wird beachtet. Im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung erfolgt eine detail-
liertere Planung der Verkehrsflächen an der Bardowicker Straße, um die 
Verkehrssicherheit insbesondere auch für Schülerinnen und Schüler sicher-
zustellen. Mögliche Maßnahmen werden in einem Abstimmungstermin mit 
dem Betrieb Straßenbau und -unterhaltung und der Polizei am 17.06.2026 
erörtert. 

    

2.13.9 Fazit und Ausblick: Das Gesundheitsamt sieht aus Sicht des 
umweltbezogenen Gesundheitsschutzes keine grundsätzlichen Bedenken 

 Wird zur Kenntnis genommen. Zu den Bebauungsplanverfahren liegen 
ebenfalls Stellungnahmen des FD Gesundheit vor. Diese werden entspre-
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gegen die geplante Flächennutzungsplanänderung, sofern die genannten 
Punkte im nachfolgenden Bebauungsplanverfahren vertieft bearbeitet 
werden. Insbesondere sind dort weiter zu konkretisieren: 
- Schalltechnische Untersuchung und Lärmschutzkonzept. 
- Klimaanpassung und Freiraumqualität (Schulhof, Grün-
/Schattenstrukturen). 
- Lüftungs- und Raumluftkonzept für das Schulgebäude. 
- Schulwegsicherheit und verkehrliche Erschließung. 
- Ggf. Bodenuntersuchungen bei sensiblen Nutzungen. 
Das Gesundheitsamt bittet um frühzeitige Beteiligung im Bebauungsplan-
verfahren und steht für Rückfragen zur Verfügung. 

chend der jeweiligen Abwägungsergebnisse berücksichtigt. 

    

2.14 Kreisstraßen (Betrieb Straßenbau und -unterhaltung)   

2.14.1 Der Bereich B „Hofkoppeln-Ost“ der 43. Änderung des 
Flächennutzungsplanes, Teilplan Radbruch grenzt zwischen km 6,920 und 
km 7,000 an die Kreisstraße 42. Die auf dem gesamten Abschnitt 
angrenzende Teilfläche ist als Fläche für den Schulneubau vorgesehen. 
Die dort als Hinterlieger anschließenden Wohnbaugrundstücke sollen 
ebenfalls über diesen Abschnitt direkt an die Kreisstraße angeschlossen 
werden, d.h. es müsste eine Erschließungsstraße gebaut werden, die dann 
mit der gegenüberliegenden Einmündung des Schnellenberger Weges 
eine Kreuzungssituation unmittelbar an der Schulfläche bildet. Aus Sicht 
des Trägers der Straßenbaulast und Verkehrssicherungspflicht scheint 
diese Planung ungünstig, da vor Schulen zusätzlich mit Hol- und 
Bringverkehren zu rechnen ist und diese sich mit der um eine Anbindung 
erweiterten verkehrlichen Erschließung der Wohnbereiche ungünstig 
überschneiden würde. Die mögliche Erschließung der Wohnbauflächen 
über die Gemeindestraße An der Roddau / Koppelweg / Achtern Hoff 
könnte die Hol- und Bringverkehre der Schule vom Erschließungsverkehr 
der Wohnbauflächen entkoppeln. 

 Wird zur Kenntnis genommen. Die Hol- und Bringverkehre im Zusammen-
hang mit dem Schulbetrieb sollen über den südlich gelegenen Parkplatz an 
der Kreisstraße abgewickelt werden, sodass es zu keiner Überschneidung 
mit Verkehren der inneren Erschließung des Baugebiets kommt. Die Mög-
lichkeit das Baugebiet über bestehende Gemeindestraßen zu erschließen, 
wurde eingehend geprüft. Von dieser Option wird jedoch abgesehen, um 
die bestehenden Wohngebiete möglichst nicht mit zusätzlichen Verkehren 
zu belasten. Ziel ist daher eine möglichst unmittelbare Anbindung an das 
übergeordnete Verkehrsnetz. Für das Vorhaben liegt zwischenzeitlich eine 
Verkehrsuntersuchung vor. Dieses stellt fest, dass die neue Anbindung des 
Plangebietes an die Bardowicker Straße den Verkehr im vorfahrtsgeregel-
ten Zustand leistungsfähig sehr gut aufnehmen kann und auch das weitere 
angrenzende Straßennetz dafür ausreichende Kapazitäten aufweist. Aus 
Gründen der Leistungsfähigkeit sind dementsprechend gemäß der Unter-
suchung keine baulichen Maßnahmen an den Anbindungen vorzusehen. 
Auch gemäß den Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) wird 
bei den Prognoseverkehrsmengen kein Aufstellbereich bzw. kein Linksab-
biegestreifen empfohlen. Die Begründung wird in Abschnitt 8.2 ergänzt. 
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2.14.2 

 

 Siehe Abwägung Nr. 1.14.1 

    

3. Polizeiinspektion Lüneburg/Lüchow-Dannenberg/Uelzen (23.12.2025)   

3.1 Teiländerungsbereich A „Peerort – Ost“: Da hier gemäß den vorliegenden 
Unterlagen lediglich eine Schießanlage des örtlichen Schützenvereins 
erbaut werden soll, wird in der Stellungnahme nicht weiter darauf einge-
gangen. Es ist jedoch zu prüfen, um welche Größe es sich bei dem Schüt-
zenverein handeln, um ausreichend Parkplätze vorzuhalten, sowie Anliefe-
rung für Schwerlastverkehr zu ermöglichen (Wendemöglichkeiten). 

 Wird zur Kenntnis genommen. Die Schießanlage ist zwischenzeitlich nicht 
mehr Teil der vorliegenden Bauleitplanung. 

    

3.2 Teiländerungsbereich B „Hofkoppel – Ost“: Eine Standortveränderung und 
damit einhergehende Vergrößerung der Grundschule Radbruch wird aus-
drücklich begrüßt. So ist es möglich, eine verkehrssichere Anbindung der 
Grundschule zu ermöglichen. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 
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3.3 Gemäß den Planungen der Samtgemeinde Bardowick soll die Hauptanbin-
dung der Schule im Bereich der Bardowicker Straße stattfinden. Bei der 
Bardowicker Straße handelt es sich um die Hauptverbindung zwischen 
Winsen (Luhe) und Bardowick, großraumtechnisch kann hier auch Ham-
burg und Lüneburg mit einbezogen werden, sollte es auf der BAB 39 zu 
einer Havarielage kommen. Es handelt sich generell um einen stark fre-
quentierten Bereich. Um Konflikte zwischen dem Straßenverkehr „Bardo-
wicker Straße“ sowie dem Schulbetrieb zu vermeiden, werden folgende 
Maßnahmen vorgeschlagen: 

 Wird zur Kenntnis genommen.  

    

3.4 - Einrichtung einer Tempo-30 Zone / mind. einen zeitlich begrenzten 
Bereich mit 30 km/h 

 Die Einrichtung einer Geschwindigkeitsbegrenzung auf 30 km/h am ent-
sprechenden Abschnitt der Bardowicker Straße wird begrüßt. Diese erfolgt 
durch eine entsprechende verkehrsrechtliche Anordnung.  

    

3.5 - Einrichtung einer LSA zur Querungshilfe inkl. ausreichender 
Beleuchtung 

 Die Einrichtung einer Querungshilfe wird im parallelen B-Planverfahren 
näher geprüft und in einem Vor-Ort-Termin mit dem Betrieb Straßenbau 
und -unterhaltung und der Polizei am 17.06.2026 erörtert.  

    

3.6 - Bushaltestelle versetzt zur Bardowicker Straße einrichten, um einen 
ausreichend großen Wartebereich für alle Kinder herstellen zu können 
/ Konflikt zwischen wartenen Kindern und Durchgangsverkehr muss 
vermieden werden; Da es sich hier um eine Grundschule handelt, wird 
hier eine Einbahnstraßenregelung vorgeschlagen. 

 Die vorgeschlagenen Maßnahmen werden im parallelen B-Planverfahren 
geprüft und in einem Vor-Ort-Termin mit dem Betrieb Straßenbau und -
unterhaltung und der Polizei am 17.06.2026 erörtert.  

    

3.7 - Hol- und Bringservice der Eltern soll vermieden werden, nimmt jedoch 
stetig zu; Lebensfremd wäre die Behauptung, dass Elterntaxis sich re-
gulieren lassen. Daher wird hier ein weiträumiges beidseitiges Park-
verbot empfohlen. Es wird um Prüfung gebeten, ob ein geeigneter 
Standort für einen Parkplatz, bzw. Wartebereich der Eltern mit Pkw in 
der Nähe, jedoch außerhalb des Parkverbots, angeboten werden kann. 

 Wird beachtet. Der Hol- und Bringverkehr soll über eine zentrale Stellplatz-
anlage an der Bardowicker Straße abgewickelt werden. Der parallele Be-
bauungsplan Nr. 27 sieht eine entsprechende Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung vor.  

    

3.8 - Radverkehr; Für den Radverkehr sollten ausreichend 
Abstellmöglichkeiten angeboten werden, die zur Sicherheit der Kinder 

 Die Anregungen werden im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung und der 
Objektplanung für den Schulneubau näher geprüft. Nach derzeitigem Pla-
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gut erreichbar und ausreichend beleuchtend sind.; Hierzu ist zu prüfen, 
wie der Radverkehr zur Grundschule geleitet werden soll. Im Zuge des 
Umbaus wäre ein Ausbau des Hochbords gut sichtbaren Radweg zu 
prüfen, um die radfahrenden Kinder rechtzeitig aus dem 
Durchgangsverkehr der Bardowicker Straße herauszuholen. 

nungsstand der Erschließung ist ein kombinierter Geh- und Radweg vorge-
sehen, der das Schulgrundstück an die Bardowicker Straße anbindet.  

    

4. Landwirtschaftskammer Niedersachsen (15.12.2025)    

4.1 wir bedanken uns für die Aufforderung zur Stellungnahme. Nach 
Durchsicht der Unterlagen teilen wir Ihnen folgendes mit: Gegen die 
Planungen bestehen weder aus agrarstrukturellen, noch aus 
landwirtschaftlichfachlichen Gesichtspunkten unsererseits Bedenken. Bei 
Rückfragen wenden Sie sich gerne an uns. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

5. Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersach-
sen (LGLN), Regionaldirektion Hameln-Hannover, Dezernat 5 – 
Kampfmittelbeseitigungsdienst (11.12.2025) 

  

5.1 Sie haben den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Niedersachsen beim 
Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen 
(LGLN), Regionaldirektion Hameln - Hannover als Träger öffentlicher Be-
lange gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) oder im Rahmen einer anderen 
Planung um Stellungnahme gebeten. Diese Stellungnahme ergeht kosten-
frei. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

5.2 Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Gebiet des Landes Niedersachsen 
vollständig durch Kampfhandlungen betroffen. In der Folge können heute 
noch nicht detonierte Kampfmittel, z.B. Bomben, Minen, Granaten oder 
sonstige Munition im Boden verblieben sein. Daher sollte vor geplanten 
Bodeneingriffen grundsätzlich eine Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich der 
Kampfmittelbelastung durchgeführt werden. Eine mögliche Maßnahme zur 
Beurteilung der Gefahren ist eine historische Erkundung, bei der alliierte 
Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurf-
munition ausgewertet werden (Kriegsluftbildauswertung). Eine weitere 
Möglichkeit bietet die Sondierung durch eine gewerbliche Kampfmittel-
räumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenabwehrbehörde (in der Regel die 
Gemeinde) sollte sich vor Bodeneingriffen über die vor Ort geltenden Vor-

 Wird beachtet. Eine Kriegsluftbildauswertung wurde für die Änderungsbe-
reiche A und B vorgenommen. Ein Kampfmittelverdacht hat sich nicht be-
stätigt. 
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gaben informiert werden. Bei konkreten Baumaßnahmen berät der KBD 
zudem über geeignete Vorgehensweisen. Hinweis:  Eine Kriegsluftbild-
auswertung kann beim KBD beauftragt werden. Die Auswertung ist gem. § 
6 Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit 
§ 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch 
für Behörden kostenpflichtig. Eine Kriegsluftbildauswertung ist im Rahmen 
dieser Stellungnahme nicht vorgesehen und aus personellen Gründen 
nicht möglich, da prioritär Anträge nach NUIG bearbeitet werden. Ein Aus-
zug aus dem Kampfmittelinformationssystem ist ebenfalls nicht mehr vor-
gesehen. Der KBD informiert die zuständigen Gefahrenabwehrbehörden 
unmittelbar über Ergebnisse durchgeführter Auswertungen. Dabei erkannte 
Kampfmittelbelastungen sind den Gefahrenabwehrbehörden daher bereits 
bekannt. Sofern eine kostenpflichtige Kriegsluftbildauswertung durchge-
führt werden soll, bitte ich um entsprechende schriftliche Auftragserteilung 
unter Verwendung des Antragsformulars und der Rahmenbedingungen, 
die Sie über folgenden Link abrufen können: 
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmit
telbeseitigungsdienst-niedersachsen-207479.html 

    

6. Deutsche Telekom Technik GmbH (15.12.2025)   

6.1 die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als 
Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat 
die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle 
Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Plan-
verfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderli-
chen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie 
folgt Stellung: 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

6.2 Für zukünftige Erweiterungen des Telekommunikationsnetzes sind in allen 
Verkehrswegen geeignete und ausreichende Trassen für die Unterbrin-
gung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. Wir werden 
zu gegebener Zeit zu den noch aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckelnden Bebauungsplänen detaillierte Stellungnahmen abgeben. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

6.3 Bei Planungsänderungen bitten wir uns erneut zu beteiligen. Für weitere  Wird beachtet. 
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Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

    

7. DB AG - DB Immobilien (22.01.2026)   

7.1 die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von DB InfraGO AG 
bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende 
Gesamtstellungnahme zu o.a. Vorhaben. Entlang des Plangebiets die 
Bahnstrecke 1153 Lüneburg - Stelle, Bahn-km 143,4 – 143,5. Wir bitten 
daher die folgenden Auflagen / Bedingungen und Hinweise zu beachten: 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

7.2 Es dürfen die Sicherheit und der Betrieb des Eisenbahnverkehres auf der 
planfestgestellten und gewidmeten Bahnstrecke 1153 nicht gefährdet oder 
gestört werden. 

 Wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis wird in Abschnitt 10 der Be-
gründung aufgenommen. 

    

7.3 Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnanlagen (insbeson-
dere Bahndamm, Kabel- und Leitungsanlagen, Signale, Oberleitungsmas-
ten, Gleise etc.) sind stets zu gewährleisten. 

 Wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis wird in Abschnitt 10 der Be-
gründung aufgenommen. 

    

7.4 Wir gehen davon aus, dass planfestgestelltes DB Gelände nicht überplant 
wird. 

 Wird beachtet 

    

7.5 Es sind die Abstandsflächen gemäß LBO sowie sonstige baurechtliche und 
nachbarrechtliche Bestimmungen einzuhalten. 

 Wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis wird in Abschnitt 10 der Be-
gründung aufgenommen. 

    

7.6 Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen nicht auf oder über 
Bahngrund abgeleitet werden. Einer Versickerung in Gleisnähe kann nicht 
zugestimmt werden. 

 Wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis wird in Abschnitt 10 der Be-
gründung aufgenommen. 

    

7.7 Kabel- und Leitungen: Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im 
unmittelbaren Bereich von DB Liegenschaften jederzeit mit dem 
Vorhandensein betriebsnotwendiger Kabel, Leitungen oder Verrohrungen 
gerechnet werden muss. 

 Wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis wird in Abschnitt 10 der Be-
gründung aufgenommen. 

    

7.8 Im Baubereich verlaufen die folgenden TK-Kabel und -Anlagen der DB  Wird beachtet.  
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InfraGO AG: hier verläuft entlang der angefragten Fläche TK-Kabel im 
Trogkanal. In der Nähe befindet sich eine BTS Station. 

    

7.9 Die Lage der TK-Kabel/TK-Anlagen kann den beigefügten 
Planausschnitten entnommen werden. Die Angaben zu Anlagen der 
Deutschen Bahn AG erfolgen nur auf Basis der vorhandenen Lagepläne. 
Die Eintragungen sind zur Maßentnahme nicht geeignet. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

7.10 Mit erdverlegten Bahnhofskabeln ist jederzeit zu rechnen. Diese sind nicht 
im zentralen Archiv dokumentiert. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

7.11 Bei Betroffenheit ist eine örtliche Einweisung durch einen Mitarbeiter der 
DB InfraGO AG erforderlich. Bitte teilen Sie uns schriftlich (mindestens 15 
Arbeitstage vorher) und unter Angabe unserer Bearbeitungs-Nr. 
2025032186 den Wunschtermin zur örtlichen Einweisung mit. Bitte nutzen 
Sie dafür das beigefügte Formular Beantragung örtliche Einweisung und 
senden dieses ausgefüllt an folgende E-Mail-Adresse zu: Dokumentation- 
Trassenauskunft@deutschebahn.com. Die erfolgte Einweisung ist zu 
protokollieren. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

7.12 Die Forderungen des Kabelmerkblattes sind strikt einzuhalten. Das 
Kabelmerkblatt und eine Verpflichtungserklärung liegen dem Schreiben 
bei. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

7.13 Diese Auskunft ist für einen Zeitraum von 24 Monaten gültig und bezieht 
sich ausschließlich auf den angefragten Bereich. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

7.14 Rechtzeitig vor Baubeginn/nach Abschluss der Planung ist es erforderlich 
eine nochmalige Abfrage zwecks Änderungen der Örtlichkeit einzuholen.  

 Wird beachtet. 

    

7.15 Die Ihnen überlassenen Unterlagen bleiben Eigentum der Deutschen Bahn 
AG und sind vertraulich. Sie dürfen weder an Dritte weitergeleitet, noch 
vervielfältigt werden. Sämtliche Unterlagen sind nach Abschluss der 

 Wird beachtet. 
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Arbeiten zu vernichten. 

    

7.16 Bei Kreuzungen sind die Fernmeldekabel grundsätzlich zu unterkreuzen. 
TK-Anlagen der DB InfraGO AG dürfen nicht überbaut werden und es 
muss ein Abstand von 2,00m eingehalten werden. 

 Wird beachtet. 

    

7.17 Während der gesamten Baumaßnahme ist die Zugänglichkeit zu 
gewährleisten. 

 Wird beachtet. 

    

7.18 Sollten bei den Bauarbeiten nicht angegebene TK-Kabel freigelegt oder 
TK-Anlagen vorgefunden werden, sind diese unter folgender Adresse un-
verzüglich anzuzeigen: Dokumentation-
Trassenauskunft@deutschebahn.com. 

 Wird beachtet. 

    

7.19 Auskunft im Auftrag der Vodafone GmbH: Bei Anfragen auf öffentlichem 
Grund stehen seit dem 1. April 2017 die Bestandspläne der 
Telekommunikationsanlagen von Vodafone und Vodafone Kabel 
Deutschland für das gesamte Bundesgebiet gemeinsam über das 
Webportal „externe Webauskunft“ zur Verfügung. Anfragen per Mail 
werden nicht mehr beantwortet! Bitte nutzen Sie daher den kostenlosen 
Self-Service unter 
https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planauskunft. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

7.20 Emissionen: Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der 
Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, 
Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische 
Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an 
benachbarter Bebauung führen können. Gegen die aus dem 
Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissionen sind erforderlichenfalls von 
der Gemeinde oder den einzelnen Bauherren auf eigene Kosten geeignete 
Schutzmaßnahmen vorzusehen bzw. vorzunehmen. Eventuell erforderliche 
Schutzmaßnahmen gegen diese Einwirkungen aus dem Bahnbetrieb sind 
gegebenenfalls im Bebauungsplan festzusetzen. 

 Wird beachtet. Im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung wird zur weiteren 
Beurteilung ein schalltechnisches Gutachten erstellt. Die Ergebnisse wer-
den berücksichtigt, um gesunde Wohnverhältnisse sicherzustellen und be-
stehende Nutzungen nicht einzuschränken. Soweit erforderlich, werden in 
der verbindlichen Bauleitplanung (B-Plan) Festsetzungen zum Schallschutz 
vorgesehen. 
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7.21 Im Nahbereich zur Bahnstrecke sind Erschütterungsimmissionen bedingt 
durch den Schienenverkehr nicht auszuschließen. Diese verursachen im 
Regelfall zwar keine Gebäudeschäden, sind jedoch möglicherweise von 
Menschen in den Gebäuden zu spüren. Es sind daher notwendige 
Maßnahmen in den bahnnahen Gebäuden zur Vermeidung von 
Erschütterungen durchzuführen. 

 Wird im Zuge der Objektplanung geprüft und beachtet.  

    

7.22 In unmittelbarer Nähe unserer elektrifizierten Bahnstrecke oder 
Bahnstromleitungen ist mit der Beeinflussung von Monitoren, 
medizinischen Untersuchungsgeräten und anderen auf magnetische 
Felder empfindlichen Geräten zu rechnen. Es obliegt dem Bauherrn, für 
entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen. 

 Wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise betreffen die nachgelagerte 
Objektplanung. 

    

7.23 Bauarbeiten: Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten 
(z.B. (Mobil-) Kran, Bagger etc.) ist das Überschwenken der Bahnfläche 
bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit angehängten Lasten oder 
herunterhängenden Haken verboten. Die Einhaltung dieser Auflagen ist 
durch den Bau einer Überschwenkbegrenzung (mit TÜV-Abnahme) sicher 
zu stellen. Die Kosten sind vom Antragsteller bzw. dessen 
Rechtsnachfolger zu tragen. 

 Wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis wird in Abschnitt 10 der Be-
gründung aufgenommen. 

    

7.24 Neubepflanzung: Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von 
Bahnanlagen, insbesondere Gleisen, müssen den Belangen der Sicherheit 
des Eisenbahnbetriebes entsprechen. 

 Wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis wird in Abschnitt 10 der Be-
gründung aufgenommen. 

    

7.25 Haftungspflicht: Wir verweisen auf die Sorgfaltspflicht des Bauherrn. Für 
alle zu Schadensersatz verpflichtenden Ereignisse, welche aus der 
Vorbereitung, der Bauausführung und dem Betrieb des Bauvorhabens 
abgeleitet werden können und sich auf Betriebsanlagen der Eisenbahn 
auswirken, kann sich eine Haftung des Bauherrn ergeben. Wir empfehlen 
daher vor Baubeginn eine erneute Beteiligung der DB AG, DB Immobilien, 
bei allen Baumaßnahmen durch den Bauherrn. Bei Bauten, die nicht im 
Genehmigungsfreistellungsverfahren errichtet werden, ist die DB als 
Nachbar am Verfahren zu beteiligen. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 
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7.26 Wir bitten Sie uns die Abwägungsergebnisse zu gegebener Zeit zuzusen-
den und uns an dem weiteren Verfahren zu beteiligen. 

 Wird beachtet. 

    

7.27 Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  Wird zur Kenntnis genommen. 

    

7.28 Anlagen: Lageplan, Antrag Trasseneinweisung, Antrag örtliche Einwei-
sung, Verpflichtungserklärung, Empfangsbestätigung zum Kabelmerkblatt, 
Kabelmerkblatt, Kabelschutzanweisung, Merkblatt erdverlegte Kabel 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

8. Vodafone / Kabel Deutschland Teiländerungsbereich B (13.01.2026)   

8.1 Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von 
Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im 
Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres 
Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist in 
dem angefragten Planbereich derzeit nicht geplant. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

8.2 Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden 
Tiefbauunternehmen anzufordern. Unsere kostenlosen Planauskünfte sind 
erreichbar via Internet über die Seite: 
https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/index.html 
Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und Planauskünfte 
einholen. 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

8.3 Bitte beachten Sie: Es müssen aktuell immer zwei Planauskünfte für 
Bestandsnetz der Vodafone Deutschland GmbH / Vodafone GmbH und 
Vodafone West GmbH angefordert werden. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

9. PLEdoc GmbH (18.12.2025)   

9.1 wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu mit, dass 
von uns verwaltete Versorgungsanlagen der nachstehend aufgeführten 
Eigentümer bzw. Betreiber von der geplanten Maßnahme nicht betroffen 
werden: OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen; Kokereigasnetz Ruhr 

 Wird zur Kenntnis genommen. 
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GmbH, Essen; Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbay-
ern, Schwaig bei Nürnberg; Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft 
mbH (MEGAL), Essen; Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesell-
schaft mbH (METG), Essen; Nordrheinische Erdgastransportleitungsge-
sellschaft mbH & Co. KG (NETG), Dortmund; Trans Europa Naturgas Pipe-
line GmbH (TENP), Essen; Uniper Energy Storage GmbH, Düsseldorf: 
Erdgasspeicher Epe, Eschenfelden, Krummhörn 

    

9.2 Hinsichtlich der Maßnahmen zum Ausgleich und zum Ersatz der 
Eingriffsfolgen entnehmen wir den Unterlagen, dass die 
Kompensationsmaßnahmen erst im weiteren Verfahren festgelegt werden 
bzw. keine Erwähnung finden. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

9.3 Wir weisen darauf hin, dass durch die Festsetzung planexterner 
Ausgleichsflächen eine Betroffenheit von uns verwalteter 
Versorgungseinrichtungen nicht auszuschließen ist. Wir bitten um 
Mitteilung der planexternen Flächen bzw. um weitere Beteiligung an 
diesem Verfahren. 

 Wird beachtet. 

    

9.4 Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte 
Bereich. Dort dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben 
Übersicht. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

9.5 Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf 
immer einer erneuten Abstimmung mit uns. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

9.6 Anlage: Übersichtskarte  Wird zur Kenntnis genommen. 

    

10. Handwerkskammer Braunschweig-Lüneburg-Stade (15.01.2026)   

10.1 Ihr Schreiben zum genannten Vorhaben ist bei uns eingegangen. Die 
Planunterlagen wurden in unserem Hause geprüft. Aus handwerklicher 
Sicht bestehen derzeit unter Berücksichtigung der uns vorgelegten Unter-
lagen keine Bedenken. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 
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10.2 Bitte beteiligen Sie uns zukünftig im Rahmen der TÖB Beteiligung unter 
der E-Mailadresse: bauleitplanung@hwk-bls.de. Danke! 

 Wird beachtet. 

    

11. TenneT TSO GmbH (09.12.2025)   

11.1 
 

Sie haben bei BIL Leitungsauskunft eine Anfrage eingestellt. Der Status 
Ihrer Anfrage hat sich geändert.  
 
Teilnehmer: TenneT TSO GmbH - Bereich Mitte  
Telefonnummer:     
E-Mail: Bauleitplanung-Mitte@tennet.eu 
 
Status: Beantwortet 
Kommentar: Vielen Dank für Ihre Beteiligung an BIL 
Betroffenheit: Nicht betroffen 
Dokumente: 1 Dokument(e) verfügbar 
 
Details zur Anfrage 
Vorhaben: 43. Änderung des Flächennutzungsplanes, Teilplan Radbruch 
Aktenzeichen: 60 
Typ: behördliche Planung 
Klassifizierung: Flächennutzungsplan / Genehmigungsverfahren 
Beginn der Maßnahme: 08.12.2025 
Auftraggeber: Samtgemeinde Bardowick 
Ausführendes Unternehmen: Samtgemeinde Bardowick 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

12. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (20.01.2026)   

12.1 In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. 
Vorhaben folgende Hinweise: Boden: Die Grundlage zur fachlichen 
Beurteilung des Schutzgutes Boden liefert in Deutschland das Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und fokussiert dabei auf die Bewertung 
der Bodenfunktionen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen 
Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen und der 
Archivfunktion vermieden werden (vgl. § 1 BBodSchG). Mit Grund und 
Boden ist gemäß §1a BauGB sparsam und schonend umzugehen und 

 Wird beachtet. Die geplanten baulichen Entwicklungen erfolgen vorrangig 
auf baulich vorbelasteten Flächen im Sinne einer Um-/ bzw. Nachnutzung 
oder ermöglichen im Falle des Änderungsbereichs A einen städtebaulichen 
Lückenschluss innerhalb bestehender Siedlungsstrukturen. Eine Flächenin-
anspruchnahme an den Siedlungsrändern kann so vermieden werden. Das 
Flächensparziel des Regionalen Raumordnungsprogramms ist eingehalten. 
Die Vermeidung und Verminderung der Planungsauswirkungen auf die 
natürlichen Bodenfunktionen wird in den parallelen B-Planverfahren darüber 
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flächenbeanspruchende Maßnahmen sollten diesem Grundsatz 
entsprechen (LROP 3.1.1, 04). Für Niedersachsen wird in der 
Niedersächsischen Nachhaltigkeitsstrategie eine reduzierte 
Flächeninanspruchnahme von unter 4 ha pro Tag bis 2030 angestrebt. Das 
NNatSchG gibt in §1a zudem vor, die Neuversiegelung von Böden 
landesweit bis zum Ablauf des Jahres 2030 auf unter 3 ha pro Tag zu 
reduzieren und bis zum Ablauf des Jahres 2050 zu beenden. Diese 
Zielsetzung wurde auch in das LROP (3.1.1, 05) aufgenommen. Hieraus 
ergibt sich der Bedarf nach einem sparsamen Umgang mit den 
Ressourcen Boden und Fläche für die kommunale Planung. 

hinaus durch Festsetzungen zur GRZ, zur Geschossigkeit und zur Versi-
ckerung von anfallendem Niederschlagswasser berücksichtigt. Die Grund-
flächenzahlen ermöglichen zusammen mit der überwiegend zulässigen 
zweigeschossigen Bauweise eine kompakte und flächenschonende Sied-
lungsstruktur, die gleichzeitig Raum für unversiegelte Bereiche lässt. Die 
vorgesehene vorrangige Versickerung von anfallendem Niederschlagswas-
ser fördert ebenfalls den natürlichen Bodenfunktionen. Im Änderungsbe-
reich B wurden im Zuge der Bodenuntersuchungen torfhaltige Schichten 
festgestellt. Diesen kommt eine besondere Bedeutung für die Speicherung 
von Kohlenstoff und für den Klimaschutz zu. Daher werden in parallelen B-
Plan verbindliche Vorgaben zum Schutz dieser Bodenfunktionen gemacht.    

    

12.2 Zur fachgerechten Berücksichtigung in der Planung sollte das Schutzgut 
Boden in dem zu erarbeitenden Umweltbericht entsprechend der Anlage 1 
Baugesetzbuch (BauGB) ausführlich beschrieben und eine Bodenfunkti-
onsbewertung entsprechend der im BundesBodenschutzgesetz (vgl. § 2 
BBodSchG) genannten Funktionen vorgenommen werden. 

 Wird beachtet. Die Teiländerungsbereiche A und B liegen außerhalb der 
Suchräume für schutzwürdige Böden. Die Böden der wohnbaulichen Ent-
wicklungsfläche im Teiländerungsbereich A weisen eine geringe Verdich-
tungsempfindlichkeit auf. Im Änderungsbereich B wurden im Zuge der Bo-
denuntersuchungen torfhaltige Schichten festgestellt. Diesen kommt eine 
besondere Bedeutung für die Speicherung von Kohlenstoff und für den 
Klimaschutz zu. Daher werden in parallelen B-Plan verbindliche Vorgaben 
zum Schutz dieser Bodenfunktionen gemacht.    

    

12.3 Als Datenbasis zur Bearbeitung des Schutzgutes Boden empfehlen wir 
unsere Bodenkarte i.M. 1:50.000 (BK50) und ihre Vielzahl an 
Auswertungskarten – u.a. zu Suchräumen für schutzwürdige Böden und zu 
Empfindlichkeiten der Böden. Sofern genauere Informationen zu den 
Böden im Gebiet vorliegen, sollten diese zusätzlich herangezogen werden. 

 Wird beachtet. 

    

12.4 Zur Unterstützung bei der Bewertung der Bodenfunktionen und der 
Empfindlichkeiten von Böden stellt das LBEG über den NIBIS® 
Kartenserver bodenkundliche Netzdiagramme bereit, die in der Planung 
verwendet werden können. Eine Beschreibung der Diagramme und 
Hinweise zur Anwendung finden Sie in Geofakten 40. 

 Wird beachtet. 

    

12.5 Entsprechend den Daten des LBEG sind die Böden empfindlich gegenüber 
Bodenverdichtung (siehe Auswertungskarte „Gefährdung der 

 Wird beachtet. In der parallelen verbindlichen Bauleitplanung wird die Bo-
denverdichtung und -versiegelung z.B. durch die Festsetzung von Grund-
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Bodenfunktionen durch Bodenverdichtung“ auf dem NIBIS® Kartenserver). 
Verdichtungen sind durch geeignete Maßnahmen zu vermeiden – zum 
Schutz und zur Minderung der Beeinträchtigungen des Bodens. In der 
Planungsphase lassen sich aus bodenschutzfachlicher Sicht mehrere 
Möglichkeiten der Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen 
des Schutzguts bedenken und – wenn möglich – in Ausschreibungen bzw. 
folgende Planungsstufen übernehmen. Besonders schutzwürdige oder 
empfindliche Bereiche sollten wenn möglich von einer Bebauung 
ausgenommen werden. Im Rahmen der Bautätigkeiten sollten einige DIN-
Normen aktiv Anwendung finden (v.a. DIN 19639 Bodenschutz bei 
Planung und Durchführung von Bauvorhaben, DIN 18915 
Vegetationstechnik im Landschaftsbau -Bodenarbeiten, DIN 19731 
Verwertung von Bodenmaterial). Der Geobericht 28 Bodenschutz beim 
Bauen des LBEG dient als Leitfaden zu diesem Thema. Weitere Hinweise 
zur Vermeidung und Minderung von Bodenbeeinträchtigungen sowie zur 
Wiederherstellung von Bodenfunktionen sind zudem in Geofakt 31 Erhalt 
und Wiederherstellung von Bodenfunktionen in der Planungspraxis zu 
finden. 

flächenzahlen oder von Flächen ohne Bebauung (Grünflächen, Erhaltungs-
flächen) minimiert. Zudem erfolgt die Planung überwiegend auf bereits bau-
lich vorbelasteten Flächen, sodass die Beanspruchung bislang unbelasteter 
Böden vermieden wird. Weitere Maßnahmen zur Vermeidung von Boden-
beeinträchtigungen wie z.B. ein Baustopp bei Nässe, der Einsatz von Bag-
germatten oder die Fahrspurbündelung können im Zuge der Bauphase 
Wirkung entfalten.  

    

12.7 Eine eingriffs- und funktionsbezogene Kompensation verbleibender 
Bodenfunktionsbeeinträchtigungen sollte durch geeignete Maßnahmen zur 
Verbesserung der Bodenfunktionen durchgeführt werden (z.B. 
Entsiegelung, Renaturierung, Wiedervernässung). Dementsprechend 
empfehlen wir Bodenabtrag im Zuge dieser Maßnahmen zu vermeiden und 
Maßnahmen zu wählen, die den natürlichen Standortbedingungen 
entsprechen. Wir weisen in diesem Kontext auf die LBEG Veröffentlichung 
Erhalt und Wiederherstellung von Bodenfunktionen in der Planungspraxis 
hin. 

 Wird beachtet. Die erforderliche Kompensation erfolgt voraussichtlich im 
Flächenpool „Buchholzer Bahn“ und wird im Zuge der verbindlichen Bau-
leitplanung (B-Plan) abschließend bestimmt. Das Konzept für den Flächen-
pool sieht verschiedene Maßnahmen, wie das Zulassen von Sukzession, 
die Förderung des Totholzanteils oder die Entwicklung von Magerrasen auf 
der ehemaligen Trasse der Buchholzer Bahn vor. Diese Maßnahmen wir-
ken sich auch fördernd auf die natürlichen Bodenfunktionen aus, sodass sie 
zum Ausgleich der planungsbedingten Umweltauswirkungen geeignet sind. 

    

12.8 Hinweise: Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, 
verweisen wir für Hinweise und Informationen zu den 
Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver. Die 
Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine 
geotechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen 
geotechnischen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundungen/-
untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten 

 Wird beachtet. Für die Änderungsbereiche liegen entsprechende Bau-
grunduntersuchungen vor.  
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Nr. Anregung  Abwägung 

gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den 
jeweils gültigen Fassungen erfolgen.  

    

12.9 Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträgen für 
Sie relevant sind, beachten Sie bitte unser Schreiben vom 04.03.2024 
(unser Zeichen: LID.4-L67214-07-2024-0001). 

 Wird zur Kenntnis genommen. Es liegen keine Hinweise auf 
Salzabbaugerechtigkeiten oder Erdölaltverträge mit Bedeutung für das 
Plangebiet vor. 

    

12.10 Sofern in diesem Verfahren Ausgleichs- und Kompensationsflächen betrof-
fen sind, gehen wir davon aus, dass für alle Ausgleichs- und Kompensati-
onsflächen die Festlegungen der Regionalen Raumplanung beachtet wer-
den. In Rohstoffsicherungsgebieten sollten Ausgleichs oder Kompensati-
onsmaßnahmen erst nach einer vollständigen Rohstoffgewinnung erfolgen, 
da sonst ein späterer Rohstoffabbau erschwert bzw. verhindert werden 
kann. Die aktuellen Rohstoffsicherungskarten können über den NIBIS® 
Kartenserver des LBEG eingesehen oder als frei verfügbarer WMS Dienst 
abgerufen werden. Zudem ist im Bereich von Ausgleichs-und Kompensati-
onsflächen für erdverlegte Hochdruckleitungen sowie bergbauliche Leitun-
gen ein Schutzstreifen zu beachten, der von jeglicher Bebauung und von 
tiefwurzelndem Pflanzenwuchs freizuhalten ist. 

 Wird beachtet. Die Ausgleichsflächen liegen außerhalb von Rohstoffsiche-
rungsgebieten und stehen den raumordnerischen Vorgaben nicht entgegen. 
Es liegen keine Hinweise auf erdverlegte Hochdruckleitungen sowie berg-
bauliche Leitungen im Bereich der Ausgleichsflächen vor.  

    

12.11 In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine 
weiteren Hinweise oder Anregungen. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

12.12 Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber 
den raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend 
berücksichtigen zu können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des 
aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Datengrundlage ist 
weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf 
Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren 
Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Genehmigungen, 
Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchungen. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

13. Agentur für Arbeit Lüneburg-Uelzen (11.12.2025)   

 bezüglich Ihres Anschreibens vom 08.12.2025 hat die Agentur für Arbeit  Wird zur Kenntnis genommen. 
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Lüneburg-Uelzen keine Einwände. 

    

14. MOIN Mobilitätsinfrastruktur und -betriebs GmbH Landkreis Lüneburg 
(19.01.2026) 

  

14.1 Die MOIN als zuständiges Busunternehmen für den Landkreis Lüneburg 
hat keine Einwende gegenüber der 43. Änderung des Flächennutzungs-
plans in Radbruch, solange die Busanlage an der Haltestelle Radbruch, 
Peerort baulich nicht verändert wird. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

15. Samtgemeinde Gellersen (17.12.2025)   

15.1 wir bedanken uns für die Beteiligung der Samtgemeinde Gellersen am 
oben genannten Bauleitplanverfahren. Seitens der Samtgemeinde Geller-
sen werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

16. Gemeinde Mechtersen (09.12.2025)   

16.1 seitens der Gemeinde Mechtersen werden keine Anmerkungen vorge-
bracht. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

17. Gemeinde Vögelsen (26.01.2026)   

17.1 Seitens der Gemeinde Vögelsen bestehen keine Bedenken gegen die be-
absichtigte Planung, da sie die Gemeinde nicht unmittelbar betrifft. Hier 
gibt es keine Planungen und auch sonstige Maßnahmen, die für die städ-
tebauliche Entwicklung und Ordnung des Plangebiets bedeutsam sein 
könnten. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

18 Vodafone Teiländerungsbereich C (13.01.2026)   

18.1 Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von 
Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im 
Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres 
Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist in 
dem angefragten Planbereich derzeit nicht geplant. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

    

18.2 Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden 
Tiefbauunternehmen anzufordern. Unsere kostenlosen Planauskünfte sind 

 Wird zur Kenntnis genommen. 
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erreichbar via Internet über die Seite: 
https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/index.html 
Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und Planauskünfte 
einholen. 
 

    

18.3 Bitte beachten Sie: Es müssen aktuell immer zwei Planauskünfte für 
Bestandsnetz der Vodafone Deutschland GmbH / Vodafone GmbH und 
Vodafone West GmbH angefordert werden. 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

19 Vodafone Teiländerungsbereich A (13.01.2026)   

19.1 Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von 
Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. 
 
In Ihrem Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres 
Unternehmens. Bei objektkonkreten Bauvorhaben im Plangebiet werden 
wir dazu eine Stellungnahme mit entsprechender Auskunft über unseren 
vorhandenen Leitungsbestand abgeben. 

 Wird zu Kenntnis genommen 

    

19.2 Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden Tiefbauun-
ternehmen anzufordern. 
Unsere kostenlosen Planauskünfte sind erreichbar via Internet über die 
Seite: 
 
https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/index.html 
 
Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und Planauskünfte einho-
len. 

 Wird zu Kenntnis genommen 

 

Folgende Träger öffentlicher Belange haben keine Stellungnahme abgegeben: 

Nds. Landesbetrieb für Wasserwirtschaft; GfA Lüneburg; LGLN, RD Lüneburg, Katasteramt Lüneburg; Amt für regionale Landesentwicklung Lüneburg; Staatl. Ge-
werbeaufsichtsamt Lüneburg; Wasserbeschaffungsverband Elbmarsch; Wasserverband der Ilmenau-Niederung; Bundesanstalt für Immobilienaufgaben; Nieder-
sächsisches Landesamt für Bau und Liegenschaften; PrimaCom; ElbKom; Industrie- und Handelskammer; Avacon AG; Gasunie Deutschland Transport Services 
GmbH; Landvolk Niedersachsen; Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland; Naturschutzbund Deutschland; Artlenburger Deichverband; Jägerschaft Lüneburg; 
Bischöfliches Generalvikariat; Kirchenkreisamt Lüneburg; KVG Lüneburg; Gemeinde Adendorf; Stadt Winsen/Luhe; Hansestadt Lüneburg; Samtgemeinde Elb-
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marsch; Samtgemeinde Scharnebeck; Samtgemeinde Salzhausen; Flecken Bardowick; Gemeinde Barum; Gemeinde Handorf; Gemeinde Radbruch; Gemeinde 
Wittorf; AGB; Kriminalpräventionsrat; Kreissportbund Lüneburg e.V.; Landessportbund Niedersachsen e.V. 
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B: Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB 
 

Nr. Anregung  Abwägung 

    

 Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung sind keine Stellung-
nahmen eingegangen. 

  

    

 


